




Doch wie hoch ist die Gefahr eines Stör-
falls? Vereinzelt gibt es auf Nano-Konfe-
renzen zwar Diskussionen zu Stichworten 
wie „Nano-Seveso“, größere Störfälle wer-
den aber nicht für wahrscheinlich gehalten. 
Als Grund hierfür wird beispielsweise ange-
führt, dass Nanomaterialien typischerweise 
in einer festen Matrix eingebunden seien. 
Zudem ändern sie bei einer Freisetzung 
in der Luft meist ihren Aggregatszustand, 
etwa indem sich feine Nano-Stäube zu grö-

ßeren Partikeln verbinden, von denen weni-
ger Risiko ausgeht. Solche Argumente müs-
sen aber im Einzelfall überprüft werden: 
Zumindest während der Herstellung sind 
Nanomaterialien in der Regel noch nicht in 
eine Matrix eingebunden. Zudem könnten 
bei einem Störfall mechanische Kräfte, 
etwa durch Brände oder Explosionen, auf-
treten, die stärker wirken als die bindenden 
Kräfte. Ebenso wäre es möglich, dass sich 
Nanopartikel durch Regen oder Eintrag in 
Gewässer wieder lösen. Informationen über 
das Aggregationsverhalten von Nanomate-
rialien unter Umweltbedingungen liegen 
bisher nur vereinzelt vor.

Zur Beurteilung eines Störfallrisikos müssen 
auch die Produktionsanlagen und -verfah-
ren untersucht werden: Wichtig ist etwa, ob 
ein spezieller Schutz der Anlage gegen eine 
Freisetzung von Nanomaterialien in die 
Umgebung besteht, etwa durch Schleusen 
oder Luftfiltersysteme. Oft erfolgt die Her-
stellung von Nanomaterialien in geschlos-
senen Systemen, bei denen die Gefahr einer 
Freisetzung geringer ist. Bei der Weiterverar-
beitung hingegen kann das Freisetzungsri-

siko größer sein, denn typische Prozesse wie 
das Mahlen, Umfüllen und Vermischen der 
eingesetzten Stoffe oder der Einbindung in 
eine Matrix, beispielsweise die Zugabe von 
Nanosilber zu Farben und Lacken, werden 
auch in offenen Anlagen durchgeführt. 
Auch die Randbedingungen der Produktion 
müssen unter die Lupe genommen werden: 
Mögliche störfallauslösende oder -verschär-
fende Faktoren könnten dabei etwa brenn-
bare oder explosionsgefährliche Stoffe in 
der Umgebung oder Prozessbedingungen 
wie hohe Temperaturen oder Drücke sein. 

Mit einem Bewertungsinstrument, das 
auf diesen Eckpunkten aufbaut, wird es 
in Zukunft möglich sein zu beurteilen, ob 
weitere Vorsorgemaßnahmen nötig sind. 
Zudem kann es Hinweise darauf geben, 
welche Verbesserungen bei der Anlagen- 
und Prozessführung das Freisetzungsrisiko 
bei einem Störfall reduzieren können.  

Dr. Christoph Pistner

	 c.pistner@oeko.de
	 www.oeko.de/103/wissen2
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Freisetzungsrisiko: 
Der Einzelfall 
entscheidet

In der NanoKommission wie in der Öffent-
lichkeit wird verstärkt diskutiert, welchen 
Beitrag Nanotechnologien zu einer nach-
haltigen Entwicklung leisten können. Doch 
wie „grün“ sind Nanoanwendungen im Ein-
zelfall wirklich? Um diese Frage beantwor-
ten zu können, entwickelt das Öko-Institut 
derzeit zusammen mit BASF und Nano-
gate einen Nano-Nachhaltigkeitscheck: 
Mit ihm können Unternehmen in Zukunft 
Nanoprodukte auf ihren konkreten Nutzen 
für Umwelt, Klimaschutz und Gesellschaft 
überprüfen, die Energie- und Ressourcenef-
fizienz ihrer Nanoanwendungen optimieren 
sowie vorhandene Risiken adäquat abbil-

den. Derzeit wird das Instrument an zwei 
Fallbeispielen überprüft. Nach der Testpha-
se sind weitere Anwender willkommen. 

Der Nachhaltigkeitscheck nutzt die aus der 
Betriebswirtschaft stammende „SWOT-Ana-
lyse“, mit der produktspezifische Stärken 
und Schwächen wie auch externe Chancen 
und Risiken kombiniert betrachtet werden 
können: Bei der Analyse der Stärken und 
Schwächen werden die Eigenschaften und 
Potentiale von Nanoprodukten und -materi-
alien im Hinblick auf CO

2
-Einsparung und 

Energieeffizienz sowie toxische Wirkung 
und ökonomische Kosten geprüft. Zur Be-

urteilung der Chancen und Risiken werden 
externe Rahmenbedingungen untersucht. 
Dazu zählen Faktoren wie die Recycling-
fähigkeit, Verfügbarkeiten von Rohstoffen, 
Subventionen, Arbeitsplatzeffekte, gesell-
schaftliche Wertvorstellungen oder recht-
liche Aspekte wie etwa Versicherungsfra-
gen. Nach einer Gegenüberstellung der 
Schlüsselindikatoren können Maßnahmen 
entwickelt werden, mit denen positive 
Nachhaltigkeitspotenziale maximiert und 
gleichzeitig Schwächen und Risiken mini-
miert werden können. 	 ds

	 m.möller@oeko.de

Nanoprodukte im Nachhaltigkeitscheck
Unternehmen als Partner gesucht: Im Rahmen der NanoKommission sollen Nanoprodukte- und –materialien erstmals mit 
einem einheitlichen methodischen Ansatz auf Chancen und Risiken untersucht werden. 
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Herr Catenhusen, was reizt Sie an der Ar-
beit in der NanoKommisison? 

Mich interessiert, ob wir aus früheren Feh-
lern lernen können. Katastrophen wie die 
Chemieunfälle der 60er Jahre oder den 
Kommunikations-GAU bei der Gentechnik 
können wir uns nicht mehr leisten. Bei der 
Nanotechnologie können wir solche Pro-
bleme vermeiden, wenn es uns gelingt, was 
Gefahrenbewertung und Risikokommunika-
tion angeht, eine neue Innovationskultur 
zu entwickeln. Die Chancen dafür stehen 
gut, weil die Nanotechnologie quasi von 
Anfang an mit Risikoforschung und gesell-
schaftlichem Dialog begleitet wird.

Welche Themen behandelt die Nano-
Kommission in der zweiten Arbeitsphase 
2009-2011?

Erstens vertiefen wir die Diskussion darü-
ber, wie eine umfassende Nutzen-Risiko-
Bewertung von Nanomaterialien und 
-produkten aussehen könnte. Zweitens prä-
zisieren wir Faktoren, mit denen sich das 
Risikopotenzial bestimmen lässt. Und drit-
tens diskutieren wir den aktuellen Stand 
und die Perspektiven der Regulierung von 
Nanomaterialien.

Reicht eine freiwillige Selbstverpflich-
tung der Industrie für einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit Nanotechnolo-
gien aus?

Mittlerweile haben sich alle Seiten in der 
NanoKommission auf Regulierung einge-
stellt – entsprechende Aktivitäten sind in 
der EU und bei der OECD im Gange. Die 
Frage ist nicht ob, sondern wie und wo 
reguliert werden soll – dazu wird es in un-
serem Abschlussbericht unterschiedliche 
Meinungen geben.

Welche konkreten Regulierungsbestre-
bungen gibt es derzeit?

Die EU bereitet eine Regulierung von 
Nanomaterialien im Rahmen der REACH-
Verordnung vor. Bei Nanoprodukten geht 
es um die Verordnungen zu Novel-Food, 
Kosmetika und Lebensmittelverpackungen. 

Da Deutschland zu diesen Fragen im EU-
Ministerrat Position beziehen muss, wollen 
wir Transparenz über Fragen der Metho-
dik, Kennzeichnung und Risikobewertung 
schaffen. 

Was halten Sie von einer allgemeinen 
produktübergreifenden Kennzeichnungs-
pflicht für Nanoprodukte? 

Da bin ich skeptisch. Es macht für mich 
keinen Sinn, dass auch Computer mit Na-
noprozessoren gekennzeichnet werden. Bei 
Kosmetika gibt es bereits eine EU-Kenn-
zeichnungspflicht für Nanopartikel, bei 
Lebensmitteln wird sie kommen. Auf EU-
Ebene geht es nun um die Kennzeichnung 
von Lebensmittelverpackungen. Die deut-
sche Regierung hat sich allerdings bei der 
Kosmetikverordnung in Brüssel enthalten…

Die NanoKommission hat auch die Ein-
führung eines Nanoproduktregisters dis-
kutiert…

…meiner Meinung nach wäre das sinnvoll. 
Zwar findet bereits im Rahmen von REACH 
eine Registrierung von Nanomaterialien 
statt – Nanoprodukte werden dort aber 
nicht gleichermaßen berücksichtigt. Auf-
grund des gemeinsamen Marktes sollte ein 
Nanoproduktregister EU-weit eingeführt 
werden. Ungeklärt ist aber, ob es vorrangig 
Markttransparenz für Verbraucher schaffen 
oder Daten zur Risikovorsorge für staatliche 
Behörden aufnehmen soll.
 
Das Bundesinstitut für Risikobewertung 
(BfR) warnt aktuell vor der Verwendung 
von Nanosilber in verbrauchernahen Pro-
dukten. Was sagen Sie dazu?

Bei Lebensmitteln und Kosmetika haben 
wir dafür bereits gesetzlich Regelungen, 
bei Textilien nicht. Die Stellungnahme des 
BfR wirft die Frage auf, ob fehlendes oder 
unvollständiges Wissen über mögliche 
Schadenspotentiale bei Nanoprodukten 
eine Umkehr der Beweislast, etwa einen 
vorläufigen Verzicht auf Anwendung oder 
gar ein Verbot rechtfertigen kann. Das ist 
in der NanoKommission umstritten. In der 
Chemiepolitik wird das so nicht praktiziert. 

Maßnahmen zur Risikovorsorge werden 
hier häufig mit dem Überschreiten von 
Grenzwerten oder konkreten Aussagen zu 
Schadensausmaßen verknüpft. Wir werden 
im Abschlussbericht Aussagen dazu treffen.

Sie plädieren für das Leitbild „Green 
Nano“. Warum?  

Das Leitbild soll bewirken, dass man sich be-
reits bei der Erforschung und Entwicklung 
von Nanomaterialien und –anwendungen 
auch von Zielen wie Nachhaltigkeit, Risi-
koarmut, Ressourceneffizienz oder Klima- 
und Umweltschutz leiten lässt. Wenn die 
öffentliche Forschung das Leitbild „Green 
Nano“ in die Forschungsförderung integrie-
ren würde, ließen sich so wichtige Impulse 
setzen.
 
Vielen Dank für das Gespräch!
Das Interview führte David Siebert

	 wo-catenhusen@t-online.de
	 www.bmu.de/nanokommission

	 www.oeko.de/103/werten

„Die Frage ist nicht ob, sondern wie reguliert werden soll“
Die NanoKommission bewertet im Auftrag der Bundesregierung Chancen und Risiken der Nanotechnologie und entwickelt 
Strategien für einen verantwortungsvollen Umgang mit Nanomaterialien. An dem Stakeholder-Dialog sind VertreterInnen 
aus Politik, Wissenschaft, Wirtschaft sowie Verbraucher- und Umweltschutzorganisationen beteiligt. 2008 veröffentlichte 
die NanoKommission nach zweijähriger Arbeit einen ersten Bericht. Im Interview dazu: Wolf-Michael Catenhusen, Leiter der 
NanoKommission. 

Wolf-Michael Catenhusen, 65, ist seit 
2006 Leiter der NanoKommission der 
Bundesregierung. Er war von 1980 bis 
2002 als Abgeordneter der SPD Mitglied 
des Deutschen Bundestages und dort 
unter anderem von 1984 bis 1986 Vor-
sitzender der Enquête-Kommission Gen-
technologie. Von 1998 bis 2002 sowie 
von 2003 bis 2005 war Catenhusen 
Staatssekretär im Bundesministerium für 
Bildung und Forschung.
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Allrounder

Teamplayerin

Übersetzer

Von wegen staubtrockener Jurist: Andreas 
Hermanns Interessen reichen von Chemie 
und Biologie über Englisch und Spanisch 
hin zum Umweltrecht. Der stellvertretende 
Leiter des Bereichs Umweltrecht und Go-
vernance im Öko-Institut setzt seine Band-
breite auch in der NanoKommission des 
Bundes und im Vorbereitungsteam der 
Öko-Institut-Jahrestagung zum Thema Na-
notechnologien ein. „Ich finde es wichtig 
vorzusorgen und nicht erst zu handeln 
wenn der Schaden da ist“, unterstreicht der 
39-Jährige. In Saarbrücken, Exeter und Lü-
neburg studiert, ist er nun von Darmstadt 
nach Berlin gezogen. “Als Kleinstadt-Fan 
muss ich mich an Berlin erst noch gewöh-
nen“, schmunzelt der Fahrradfahrer. 

Auch das Thema Ressourcenschutz liegt 
ihm am Herzen: So erforscht er zum Bei-

spiel Regelungsinstrumente, mit deren 
Hilfe der Einsatz natürlicher Ressourcen in 
Produkten reduziert und damit Umweltbe-
lastungen und -schäden begrenzt werden 
können oder wie wertvolle Rohstoffe durch 
Anreize für verbesserte Recycling-Kreisläufe 
zurück gewonnen werden können. Dazu un-
tersucht der Jurist auch internationale Lö-
sungsansätze, zum Beispiel wie sich verhin-
dern lässt, dass Elektroschrott in Westafrika 
unsachgemäß entsorgt wird: “Wir wollen 
Kooperationsstrukturen und Handlungsan-
reize dafür schaffen, dass Firmen nicht nur 
Güter global produzieren, sondern auch 
globale Mitverantwortung für das umwelt-
freundliche Recycling übernehmen.“	 kh 

	 a.hermann@oeko.de
	 www.oeko.de/103/wuenschen

Von der Jurastudentin zur Ministerialrätin 
mit dem Aufgabengebiet Nanotechno-
logien? „Ich wollte nie Richterin oder An-
wältin werden, sondern an Schnittstellen 
arbeiten“, kommentiert Dr. Jesse ihre Kar-
riere. Nach zehn Jahren Politikberatung 
und –management führte sie ihr Weg 
2005 ins Bundesumweltministerium nach 
Berlin, wo sie im Dezember 2008 Leiterin 
des neu geschaffenen Referats Nanotech-
nologien wurde. „Ich bin Teamplayerin“, 
sagt die 50-jährige Juristin, „nur so kann 
ich der Komplexität dieses Querschnitt-
themas gerecht werden.“ Dabei schätzt 
sie an ihrer Arbeit, dass sie immer wieder 
über den Tellerrand hinaus schauen muss: 
„Das habe ich mein ganzes Leben lang 
gerne gemacht“. Dr. Jesse hat den Vorsitz 
der deutschen Delegation bei der OECD-

Arbeitsgruppe zu synthetischen Nanoma-
terialien (WPMN). Auf der Tagesordnung 
steht dort zum Beispiel ein aufwändiges 
Testprogramm, bei dem ausgewählte Na-
nomaterialien in Arbeitsteilung mit den 
anderen beteiligten Staaten exemplarisch 
auf ihre Eigenschaften, wie zum Beispiel 
das Umweltverhalten, untersucht werden. 
Um die Risikovorsorge zu verbessern, plä-
diert Dr. Jesse für vermehrte Langzeit- und 
Lifecycle-Studien. Auch eine verstärkte Re-
gulierung hält sie für angebracht: „Ich wün-
sche mir die Rückverfolgbarkeit von Nano-
materialien in der gesamten Lebenskette, 
die REACH-Verordnung leistet das bisher 
aus meiner Sicht nicht ausreichend“. 	 ds

	 anke.jesse@bmu.bund.de
	 www.oeko.de/103/wuenschen

„Effizienter Klimaschutz ist heute ohne 
Nanotechnologie kaum mehr vorstellbar“, 
meint Michael Jung, Vorstand der Nano-
gate AG. Als Beispiel nennt er eine bereits 
erfolgreich von Nanogate am Markt rea-
lisierte Produktlösung, welche die Ener-
gieeffizienz von Heizungsanlagen deutlich 
steigert. Als Ingenieur mit langjähriger Er-
fahrung im Management sieht Jung seine 
Rolle als Übersetzer zwischen Forschung 
und Industrie: „Wir machen Nanotechno-
logie greifbar, etwa indem wir mit unseren 
Kunden Systemlösungen für Oberflächen 
mit neuen Eigenschaften entwickeln und 
umsetzen.“
 
„Anfangs war der Weg vom Labor in die 
Produktion noch etwas mühevoll“, erinnert 

sich Jung, der 2001 zum Unternehmen 
gestoßen ist. „Mittlerweile haben wir Über-
zeugungsarbeit am Markt geleistet und 
sind heute mit über 200 Produkten vertre-
ten“. Weil Jung ein sicherer und verantwor-
tungsvoller Umgang mit Nanotechnologien 
wichtig ist, engagiert er sich zum Beispiel in 
der NanoKommission des Bundes als Spre-
cher der Arbeitsgruppe „Nutzen- und Risiko-
aspekte von Nanoprodukten“. „Langfristig 
werden sich nur die Nano-Unternehmen 
erfolgreich am Markt platzieren können, 
die mit einer nachhaltigen Unternehmens-
philosophie überzeugen können“, betont 
Jung.	 ds

	 www.nanogate.de
	 www.oeko.de/103/wuenschen

Wissenschaftler mit vielseitiger 
Expertise: Andreas Hermann 
vom Öko-Institut

Dr. Anke Jesse leitet das Referat 
Nanotechnologien im BMU

Michael Jung ist Unternehmer mit 
Verantwortung 
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Viele Länder wollen verstärkt Bioenergie 
nutzen, auch Deutschland und andere in 
der EU. Dafür soll die Erzeugung von nach-
wachsenden Rohstoffen wie zum Beispiel 
Holz, Mais, Palmöl oder Raps deutlich er-
höht werden. Diese Pläne können aber in 
Konflikt stehen mit Nachhaltigkeitszielen 
– etwa dann, wenn durch den Anbau von 
Energiepflanzen Anbauflächen für Nah-
rungsmittel oder ökologisch wertvolle Wäl-
der und Moore verdrängt werden.

Welche Anforderungen muss Biomasse 
erfüllen, damit sie als nachhaltig gelten 
kann? Und wie kann gewährleistet werden, 
dass diese Kriterien auf nationaler, europä-
ischer und globaler Ebene eingehalten wer-
den? Um diese Fragen zu beantworten, hat 
das Öko-Institut im Auftrag des Umwelt-
bundesamts und in Kooperation mit dem 

Institut für Energie- und Umweltforschung 
(IFEU) das Vorhaben „Bio-global: Entwick-
lung von Strategien und Nachhaltigkeits-
standards zur Zertifizierung von Biomasse 
für den internationalen Handel“ durchge-
führt. Im Rahmen des vom Umweltministe-
rium finanziell geförderten Projekts wurden 
Diskussionen mit – nicht nur staatlichen – 
Akteuren und Experten aus über 20 Län-
dern geführt, internationale Netzwerke auf- 
und ausgebaut und politische Entscheider 
beraten. 
Unter anderem wurde erörtert, wie bei der 
Berechnung der Treibhausgasbilanz von 
Biomasse mögliche Klimagasemissionen 
durch direkte und indirekte Landnutzungs-
änderungen berücksichtigt werden kön-
nen. Um die Bedrohung der Biodiversität 
durch den Anbau von Energiepflanzen 
einzuschränken, wurde eine weltweit an-

wendbare Risikominimierungsstrategie 
entwickelt und in den drei Partnerländern 
Brasilien, China und Südafrika am Beispiel 
degradierter Flächen erprobt. Zudem wur-
den Anforderungskataloge erarbeitet, die 
gewährleisten sollen, dass Biomasseerzeu-
gung nicht zu Wasserverknappung oder 
einer Beeinträchtigung der Wasserqualität 
führt. Zahlreiche Ergebnisse des Projekts 
konnten in Gesetzes- und Normungspro-
zesse eingebracht werden, zum Beispiel 
in die deutschen Nachhaltigkeitsverord-
nungen für Bioenergie, die EU-Richtlinie 
Erneuerbare Energien oder in die Allianz 
Global Bioenergy Partnership. 

Uwe Fritsche

	 u.fritsche@oeko.de
	 www.oeko.de/103/ergruenden1 

	 www.oeko.de/service/bio

Wie können öffentliche Einkäufer in der 
EU, zum Beispiel Kommunen oder Behör-
den, die Markteinführung hoch innovativer 
energieeffizienter Produkte und Dienstleis-
tungen unterstützen? Diese Frage unter-
sucht das Öko-Institut seit Ende 2008 im 
Rahmen des von der Europäischen Exeku-
tivagentur für Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovation (EAWI) geförderten Projekts 
„SMART SPP – Innovation durch nachhal-
tige öffentliche Beschaffung“. Entscheidend 
ist dabei eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen den öffentlichen Auftraggebern 
und den Lieferanten in der sogenannten 
Vorvergabe- oder „pre-procurement“-Phase 
des Beschaffungsvorgangs. 

Gemeinsam mit ICLEI (Local Goverments 
for Sustainability) und Forschungspartnern 
in Spanien, Portugal, Großbritannien und 
Dänemark analysiert das Öko-Institut, wie 
ein solches Vorgehen rechtssicher gestaltet 
werden kann und entwickelt Instrumente 

für die Beurteilung der finanziellen Vorteile 
(Life Cycle Costing) und der Berechnung 
der CO

2
-Einsparungen. 

In der derzeit laufenden Praxisphase wer-
den zusammen mit Kommunen und zen-
tralen Beschaffungsstellen in Spanien, 
Portugal, Großbritannien und Österreich 
konkrete Ausschreibungen in den Bereichen 
Beleuchtung, Informations- und Kommu-
nikationstechnologien, Gebäudeheizung 
und -kühlung sowie Elektromobilität unter 
Nutzung und Erprobung des SMART-SPP-
Ansatzes vorbereitet. Weiteren Kommunen 
steht die Teilnahme an dem Projekt offen. 
Erste vorläufige Arbeitsergebnisse sowie 
weiterführende Informationen für öffent-
liche Beschaffungsstellen und Unterneh-
men wurden aktuell auf der Projektwebsite 
veröffentlicht. 	 Hendrik Acker

	 d.seebach@oeko.de
	 www.smart-spp.eu

	 www.oeko.de/103/ergruenden1

Grüne Impulse durch öffentlichen Einkauf 
Europäisches Projekt zeigt, wie öffentliche Beschaffungsstellen umweltfreundliche, energiesparende Innovationen 
fördern können

Nachhaltige Biomasse
Öko-Institut entwickelt Standards für den internationalen Handel
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„Auf dem Schrottmarkt Agbogbloshie in 
Accra kommen jede Woche mehrere LKW-
Ladungen mit Elektroschrott vom Hafen 
Tema an“, berichtet Siddharth Prakash, Ex-
perte des Öko-Instituts für Sozialstandards 
und Entwicklungsländerfragen, von seinen 
Recherchen in Ghana. Häufig sind es dann 
Kinder und Jugendliche, die die Fernseher 
und Computer – oft nur mit Steinen oder 
bloßen Händen – ausschlachten oder un-
ter beißendem Gestank verbrennen, um 
an wertvolle Metalle zu gelangen. „Da alte 
elektronische Geräte viele Schadstoffe wie 
Blei, Cadmium und halogenierte Flamm-
schutzmittel enthalten, führt das unsach-
gemäße Recycling zu erheblichen Gesund-
heits- und Umweltschäden“, so Prakash. 
„Bei Bodenproben in Agbogbloshie liegen 
die Konzentrationen einiger Schadstoffe 
100-fach höher als die in Europa zugelas-
senen Grenzwerte“. 

Das UNEP-Programm „e-Waste Africa“, an 
dem das Öko-Institut beteiligt ist, versucht 
Lösungen für das Problem zu finden. „Wir 
suchen nach Möglichkeiten, den illegalen 
Export von E-Schrott aus Industrieländern 
besser zu unterbinden. Dafür analysieren 
wir Handelsstatistiken und recherchieren 
in Häfen wie Rotterdam und Antwerpen“, 
erklärt Andreas Manhart, Spezialist für 
Ressourcenwirtschaft am Öko-Institut. „Ein 
zweiter Ansatz ist, den Recycling-Sektor vor 
Ort zu verbessern, dazu führt das Öko-Insti-
tut sozioökonomische Analysen in einigen 
westafrikanischen Ländern durch.“
 
Erste Ergebnisse einer Studie über Gha-
na, die im Auftrag des niederländischen 
Umweltministeriums durchgeführt wird, 
liegen nun vor: „Elektroschrott-Recycling 
ist dort zu einem wichtigen Wirtschafts-
zweig geworden“, fasst Prakash zusammen.  
„Unsere Umfragen und Recherchen lassen 
vermuten, dass damit in Ghana zwischen 
100 und 250 Millionen US-Dollar pro Jahr 
erwirtschaftet werden“. Allein in der Haupt-
stadt Accra sind laut der Studie ca. 20.000 
Menschen mit dem Reparieren, Sammeln 
und Recyceln von E-Schrott beschäftigt.

Im ganzen Land ernährt die Branche – in-
klusive der Angehörigen – bis zu 200.000 
Menschen. Doch die Arbeitsbedingungen 
sind miserabel: Die Löhne liegen meist 
unter der Armutsgrenze, Kinderarbeit und 

Arbeitstage von bis zu 12 Stunden sind 
an der Tagesordnung. Hinzu kommen Ge-
sundheitsgefahren durch giftige Dämpfe 
und Schwermetalle. „Aufgrund der Recy-
clingtechnik mit einfachsten Mitteln gehen 
zudem viele wichtige Rohstoffe für immer 
verloren“, ergänzt Prakash. „Es werden nur 
Basismetalle wie Aluminium, Kupfer und 
Stahl zurückgewonnen. Andere Bestand-
teile, die Wertstoffe wie Gold, Silber und 
Palladium enthalten, werden entweder 
auf den Mülldeponien liegengelassen oder 
mit Kabeln und Kunststoffgehäusen ver-
brannt.“ Die erste Recyclingstufe – vom 
Sammeln bis zum Herauslösen einzelner 
Komponenten aus dem E-Schrott – funkti-
oniert in Ghana aber erstaunlich effektiv 
und bildet die Lebensgrundlage von vielen 
Menschen. 

„Der Export von Elektronik-Schrott ist zwar 
eindeutig illegal und muss eingedämmt 
werden; der Handel mit qualitativ hochwer-
tiger Gebrauchware ist aber durchaus im 
Interesse der westafrikanischen Zielländer. 
Zudem muss dafür gesorgt werden, dass 
auch die großen Mengen ghanaischen E-
Schrotts vernünftig entsorgt werden“, so 
Prakash. 

Deswegen schlägt die Studie vor, dass die 
OECD-Länder eine Recyclingkooperation 
mit Ghana eingehen: „Eine Partnerschaft, 
bei der alle voneinander profitieren wür-
den“, meint Manhart. „Ghana hat ver-
gleichsweise günstige Arbeitskräfte und ein 
effektives Sammel- und Sortiersystem zu 
bieten, die Industrieländer verfügen über 
moderne Recyclingtechnik“. Würde der 
Elektroschrott nach der ersten Recyclingstu-
fe in die Industrieländer gebracht werden, 
ließen sich dort in hocheffizienten Recy-
clinganlagen bis zu 17 wertvolle Metalle 
zurückgewinnen – wichtige Ressourcen für 
die Hightech-Industrie, deren Primärgewin-
nung ansonsten mit hohen Kosten, Um-
weltproblemen und politischen Konflikten 
verbunden wäre. Mit den Gewinnen aus der 
Kooperation ließen sich in Ghana bessere 
Arbeitsbedingungen sowie Investitionen 
in Umweltschutz und Recyclingwirtschaft 
finanzieren. 	 ds

	 www.oeko.de/103/ergruenden2
	 s.prakash@oeko.de

	 a.manhart@oeko.de

Rotterdam - Accra und zurück?
Elektroschrott-Recycling in Westafrika ließe sich nachhaltiger und sozialer gestalten – 
wenn OECD-Länder dort mit dem informellen Sektor kooperieren würden. 
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BEWEGEN

„Die Nanotechnologie ist die Schlüsseltech-
nologie des 21. Jahrhunderts.“ So oder so 
ähnlich beginnen viele Hochglanzbroschü-
ren oder Vortragsveranstaltungen zum 
Thema. Vokabular dieser Art weckt große 
Hoffnungen: Man denkt an die Lösung 
wichtiger Menschheitsprobleme, an medi-
zinischen Fortschritt, an die Schonung von 
Ressourcen und Umwelt oder zumindest an 
die Erschließung neuer Absatzmärkte.  

Betrachtet man jedoch die tatsächlich auf 
dem Markt erhältlichen Nanoprodukte, 
stellt sich in vielen Fällen rasch Ernüchte-
rung ein: So verspricht ein Anbieter aus 
den USA, der Nahrungsergänzungsmittel 
mit nanoskaligem Gold verkauft, dass sein 
“Nano-Wunderwässerchen” sowohl das 
Wohlbefinden fördern, als auch die Konzen-
tration und die motorischen Fähigkeiten 
verbessern könne. Aus ernährungsphysio-
logischer Sicht braucht der Mensch solche 
Produkte definitiv nicht, toxikologisch sind 
sie zudem bedenklich. Ähnlich unklar ist 
der Nutzen anderer “Nano-Zaubermittel“ 
wie zum Beispiel einiger “Nano-Polituren“ 
für Autos: Eine Steigerung der motorischen 
Fähigkeiten (des Autos) wird hier zwar 
korrekterweise nicht behauptet, immerhin 
kann eine Steigerung des körperlichen 
Wohlbefindens der Anwender durch das Ri-
tual des sonntäglichen Polierens nicht ganz 
ausgeschlossen werden. 

„Nano“ sells? Alles nur Verkaufsmasche und 
Hype? Wie so oft ist die Realität viel kom-
plexer: „Nano“ ist ein Oberbegriff für eine 
Vielzahl verschiedener Verfahren, Stoffe 
und Anwendungen. Darunter finden sich 
auch Produkte, die als „green nanotechno-
logy“ beworben werden: Tatsächlich spricht 

viel dafür, dass Nanomaterialien interes-
sante Innovationen in  Anwendungsgebie-
ten wie der Energieeffizienzsteigerung, der 
Optimierung von Solarzellen, energiespa-
render Leichtbautechnik, der Energiespei-
cherung oder der Trinkwasseraufbereitung 
ermöglichen können.

Doch was steckt genau dahinter? Wie 
groß sind die Umweltentlastungseffekte 
wirklich, und ist auszuschließen, dass sie 
durch Belastungen oder Risiken in ande-
ren Lebenswegabschnitten der Nanopro-
dukte und –materialien wieder aufgezehrt 
werden? Angesichts dieser Fragen ist es zu 
begrüßen, dass in der NanoKommission 
der Bundesregierung eine fallspezifische 
Diskussion zu den Chancen und Risiken 
von Nanoprodukten und –materialien statt-
findet und entsprechende Instrumente zu 
deren Quantifizierung und Bewertung erar-
beitet werden.
 
Doch es braucht auch eine gesellschaft-
liche Vision für die umwelt- und sozialver-
trägliche Nutzung von Nanotechnologien: 
Welchen Beitrag können nanotechnolo-
gische Anwendungen konkret zu den wich-
tigsten Herausforderungen der kommen-
den Jahrzehnte leisten? Dazu gehört etwa 
die Dekarbonisierung der Energieversor-
gung, also der Wechsel zu nicht-fossilen En-
ergieträgern, die Entwicklung energieeffizi-
enter Produkte für den alltäglichen Bedarf 
und die ausreichende Versorgung einer 
nach wie vor wachsenden Weltbevölkerung 
mit sauberem Trinkwasser. Hier stellt sich 
beispielsweise die Frage, in welchen Pro-
duktgruppen wir prioritär innovative Lö-
sungen benötigen, um die anspruchsvollen 
Klimaschutzziele erreichen zu können. Wel-

che Akteure sollten kooperieren, um Inno-
vationen zu beschleunigen?

Hier sind nicht nur die Entwickler und Her-
steller von Nanomaterialien und -produkten 
gefragt, sondern jeder und jede Einzelne 
von uns: Denn was unser Konsumverhal-
ten in der industrialisierten Welt angeht, 
denken wir nach wie vor eher im Mega- als 
im Nano-Maßstab. Im Automobilbereich 
wird das besonders deutlich: Müssen wir 
immer das neueste und größte Modell be-
sitzen, wären nicht vielleicht Car-Sharing 
oder andere Mobilitätsformen sinnvollere 
Alternativen? Ob neue Konsummuster oder 
Zukunftstechnologien: Beide können einen 
wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung leisten – wenn wir bereit sind um-
zudenken und neue Lösungen intelligent zu 
nutzen.  	 Martin Möller

	 m.möller@oeko.de
	 www.oeko.de/103/bewegen

…man mit „Nano“ wirklich die Welt retten könnte?
Was wäre eigentlich, wenn...

Martin Möller ist Diplom-Ingenieur und 
seit 2002 wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Öko-Institut. Er leitet das Projekt 
Nachhaltigkeitscheck von Nanopro-
dukten und bereitet die diesjährige Jah-
restagung des Öko-Instituts zum Thema 
Nanotechnologien mit vor.

Für die nachhaltige Nutzung von Nanotechnologien ist eine gesellschaftliche Vision notwendig
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Mandy Schoßig hat zum 21. Juni 2010 
die Leitung der Kommunikation des Öko-
Instituts übernommen. Sie verantwortet 
die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des 
Instituts für alle Standorte vom Berliner 
Büro aus. „Ich glaube, dass Kommunikati-
on einen wichtigen Beitrag leisten kann, 
die Vision einer nachhaltigen und um-
weltverträglichen Lebensweise greifbarer 
zu machen“, sagt Mandy Schoßig. „Das 
Öko-Institut leistet dafür seit langem ei-
nen wichtigen Beitrag und ich freue mich 
deshalb sehr auf die Arbeit in diesem ganz 
besonderen Forschungsinstitut.“ 

Zuvor war Mandy Schoßig Kampagnenre-
ferentin beim WWF Deutschland, wo sie 

Kampagnen zum Thema Klimaschutz leite-
te. Beim WWF hat sie zudem die Kommu-
nikation im Bereich soziale Onlinemedien 
aufgebaut. Nach ihrem Studium der Kom-
munikations- und Medienwissenschaften 
und Französistik an den Universitäten 
Leipzig und Aix-Marseille (Frankreich) ar-
beitete sie zunächst vier Jahre als Kommu-
nikationsberaterin, u. a. bei PR-Agenturen 
wie Johanssen+Kretschmer Strategische 
Kommunikation und Trimedia Communi-
cations. Dort kommunizierte sie vor allem 
zu Themen aus dem Energiebereich und zu 
Verbraucherthemen.

	 m.schossig@oeko.de
	 www.oeko.de/103/entdecken

Neue Power für die Kommunikation
Mandy Schoßig übernimmt Leitung des Referats Öffentlichkeit & Kommunikation

Der Vorstand des Öko-Instituts hat ein 
neues Mitglied: Die Mitgliederversamm-
lung, die Ende April stattfand, wählte Ka-
thleen Spilok für zwei Jahre in das Gremi-
um. Außerdem stellten sich Helmfried 
Meinel und Dorothea Michaelsen-Friedlieb 
bei der Mitgliederversammlung zur Wie-
derwahl. Beide wurden für weitere zwei 
Jahre im Amt bestätigt. 

Das neue Vorstandsmitglied Kathleen Spi-
lok ist hauptamtlich seit 2002 freie Wis-
senschaftsjournalistin mit den Schwer-
punkten Umwelt und Energie. Zudem 
arbeitet sie als Projektleiterin in der Abtei-
lung Umwelt und Technologie im Baden-
Württembergischen Handwerkstag. Zuvor 

war die 46-jährige Diplom-Ingenieurin der 
Chemie als technische Angestellte im Um-
weltbundesamt tätig. Dort arbeitete sie 
unter anderem in der Enquete-Kommissi-
on des Deutschen Bundestags „Schutz des 
Menschen und der Umwelt“ mit und leite-
te verschiedene Projekte. „Ich möchte das 
Öko-Institut auf seinem Weg in die Zu-
kunft begleiten und unterstützen, indem 
ich meine Erfahrungen aus der Projektar-
beit und als Wissenschaftsjournalistin in 
die Vermittlung komplexer Themen ein-
bringe“, begründete Kathleen Spilok ihre 
Kandidatur. 

Helmfried Meinel ist hauptamtlich Mit-
glied der Geschäftsleitung und Bereichs-

leiter für die Themengebiete Bauen, Ener-
gie, Ernährung, Umwelt, Pflege und 
Wohnen in der Verbraucherzentrale NRW. 
Er gehört seit 2002 dem Vorstand an und 
ist zudem seit Juni 2005 dessen erster 
Sprecher. 

Dorothea Michaelsen-Friedlieb arbeitet 
hauptamtlich als Unternehmensberaterin 
für Nonprofit-Organisationen und gehört 
dem Vorstand seit 1996 an. Sie engagiert 
sich besonders in Personalfragen. Darüber 
hinaus ist sie Gleichstellungsbeauftragte 
des Vorstands und zweite Vorstandsspre-
cherin. 	 cr
	 m.schossig@oeko.de

	 www.oeko.de/103/entdecken

Wechsel und Kontinuität
Mitgliederversammlung wählte Vorstand des Öko-Instituts 
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Energieträger aus Biomasse – vor allem Biokraftstoffe – 
gelten als Alternative zu fossilen Brenn- und Kraftstoffen, 
ihre Nutzung nimmt weltweit zu. Doch nicht immer ist 
die Erzeugung von Bioenergie aus nachwachsenden Roh-
stoffen auch nachhaltig. Wie kann ausgeschlossen wer-
den, dass der Energiepfl anzenanbau die Biodiversität be-
droht, zur Wasserverknappung oder zur Beeinträchtigung 
der Bodenqualität führt? Wie ist die Verdrängung von An-
baufl ächen für Nahrungs- und Futtermittel zu verhindern 
und zu vermeiden, dass direkt oder indirekt Grünland, 

Moore und Wälder zu Anbaufl ächen umgewandelt und 
dabei Treibhausgase freigesetzt werden? 
In der nächsten Ausgabe von eco@work, die Ende des Jah-
res erscheinen wird, präsentieren wir Ihnen unsere neues-
ten Forschungsergebnisse und -projekte zu dem Thema: 
Zum Beispiel hat das Öko-Institut unter dem Motto „Tank 
UND Teller“ ein Konzept für die nachhaltige Biomassenut-
zung entworfen. Zudem stellen wir eine vom Öko-Institut 
entwickelte Methode vor, mit der die umfassende Treibh-
ausgasbilanz von Bioenergie berechnet werden kann.

Nachhaltige Bioenergie?


